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Die vorliegende Prüfanleitung erläutert die Prüfgrundlagen für die Regelprüfungen gemäß § 
30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetzes 
(HmbWBG) in vollstationären Pflegeeinrichtungen.  
 
Im Kontext des Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetzes (HmbWBG) wird der 
Begriff „Betreuung“ als Oberbegriff verstanden, der die Pflege einschließt. Dementsprechend 
umfasst der Begriff Betreuungskräfte im Sinne des HmbWBG alle Fachkräfte, Assistenzkräfte 
sowie Hilfskräfte, die in der Betreuung und somit auch Pflege eingesetzt sind. 
 
Gesetzliche Grundlage 
 
Gemäß § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden Wohneinrichtungen regelhaft einmal pro 
Kalenderjahr umfassend (Regelprüfung) unangemeldet überprüft. In zugelassenen 
Pflegeeinrichtungen der Sozialen Pflegeversicherung kann anstelle der Wohn-Pflege-Aufsicht 
die Regelprüfung durch den Medizinischen Dienst Nord durchgeführt werden. Über die 
Prüfung und deren Ergebnis wird ein schriftlicher Prüfbericht erstellt. 
 
Bei Regelprüfungen von vollstationären Pflegeeinrichtungen werden die Bewertungskriterien 
gemäß Anlage 2 der Wohn- und Betreuungsdurchführungsverordnung (WBDurchfVO) 
überprüft. Diese werden in der vorliegenden Prüfanleitung näher erläutert. Prüfmaßstab sind 
die Anforderungen gemäß HmbWBG und der auf Grund des HmbWBG erlassenen 
Rechtverordnungen sowie der allgemein anerkannte Stand der fachlichen Erkenntnisse. 
 
Gemäß § 30 Absatz 2 HmbWBG haben der Betreiber und dessen Leitungskräfte der 
zuständigen Behörde oder dem Medizinischen Dienst Nord die für die Durchführung des 
Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetzes und der auf Grund des HmbWBG 
erlassenen Rechtsverordnungen erforderlichen mündlichen und schriftlichen Auskünfte auf 
Verlangen unentgeltlich zu erteilen.  
 
Die von der zuständigen Behörde bzw. dem Medizinischen Dienst Nord mit der Prüfung 
beauftragten Personen sind gemäß § 30 Absatz 4 HmbWBG befugt,  

1. die für die Leistungserbringung genutzten Grundstücke und Räume zu betreten; soweit 
diese einem Hausrecht der Nutzerinnen und Nutzer unterliegen, nur mit deren 
Zustimmung, 

2. Grundstücke und Räume, die einem Hausrecht der Nutzerinnen oder Nutzer 
unterliegen oder Wohnzwecken des Auskunftspflichtigen dienen, auch ohne deren 
Zustimmung jederzeit zu betreten, wenn dies zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere lebensgefährdender 
Situationen, erforderlich ist, 

3. Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, 
4. Einsicht in die Aufzeichnungen über den Betrieb der Wohneinrichtung gemäß § 17 

HmbWBG zu nehmen und Abschriften davon zu verlangen sowie 
5. die Nutzerinnen und Nutzer, deren Vertreterinnen oder Vertreter und Angehörige 

sowie die Beschäftigten der Betreiber zu befragen; eine Auskunftspflicht der 
vorgenannten Personen besteht unbeschadet § 30 Absatz 2 HmbWBG nicht; 
Aussagepflichten nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 
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Prüfmaßnahmen  
 
Prüfmaßnahmen können gemäß § 6 Absatz 4 WBDurchfVO insbesondere sein: 

1. der Hausrundgang, 
2. Beobachtungen während des Hausrundganges oder während eines Aufenthaltes in 

unterschiedlichen Wohnbereichen von Wohneinrichtungen, während einer 
Besichtigung von Diensträumen oder in der Häuslichkeit der Nutzerinnen und 
Nutzer, 

3. Gespräche mit Nutzerinnen und Nutzern,  
4. mündliche Befragungen von Angehörigen oder Vertreterinnen und Vertretern der 

Nutzerinnen und Nutzern,  
5. mündliche Befragungen von Mitgliedern des jeweiligen Mitwirkungsgremiums 

gemäß der Wohn- und Betreuungsmitwirkungsverordnung (WBMitwVO) vom 14. 
Februar 2012 (HmbGVBl. S. 59) in der jeweils geltenden Fassung, 

6. Auswertung der schriftlichen Befragungen von Angehörigen oder Vertreterinnen 
und Vertretern der Nutzerinnen und Nutzer in Wohneinrichtungen nach § 30a 
HmbWBG, 

7. persönliche Inaugenscheinnahme des Sachverhaltes, 
8. Gespräche mit der Einrichtungsleitung beziehungsweise mit der Leitung des 

Dienstes, 
9. Gespräche mit nachgeordneten Leitungskräften, 
10. Gespräche mit Betreuungskräften, 
11. Prüfung der schriftlichen Befragungen der Beschäftigten in Wohneinrichtungen 

und Ambulanten Diensten nach §14 Absatz 2 HmbWBG, 
12. die Einsichtnahme in Aufzeichnungen gemäß §§ 17, 24 und 28 HmbWBG sowie die 

Einsichtnahme in sonstige Aufzeichnungen, die Aufschluss über die Erfüllung der 
gesetzlichen Anforderungen nach dem Hamburgischen Wohn- und 
Betreuungsqualitätsgesetz und der darauf gestützten Rechtsverordnungen geben 
können, 

13. Gespräche mit dem Betreiber, 
14. Gespräche mit sonstigen an der Betreuung beteiligten Personen und 
15. ein Abschlussgespräch mit dem Betreiber oder seiner Vertretung. 

 
Freiwilligkeit 
 
Für Nutzerinnen und Nutzer, für Angehörige oder Vertreterinnen und Vertreter der 
Nutzerinnen und Nutzer, für Mitglieder des jeweiligen Mitwirkungsgremiums sowie für die 
Betreuungskräfte ist die Teilnahme an Gesprächen und Befragungen freiwillig.  
 
Die von der zuständigen Behörde oder dem Medizinischen Dienst Nord mit der Prüfung 
beauftragten Personen sind verpflichtet, die einzelnen Personen vor dem Gespräch oder der 
Befragung in verständlicher Weise aufzuklären über  

• Anlass, Zweck und Inhalt von Gespräch bzw. Befragung, 

• den vorgesehenen Zweck der Verarbeitung und die Nutzung der dabei erhobenen 
personenbezogenen Daten, 

• die Freiwilligkeit der Teilnahme und 

• die jederzeitige Widerrufbarkeit der Einwilligung. 
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Die Aufklärung über die Freiwilligkeit der Teilnahme ist von den mit der Prüfung beauftragten 
Personen zu dokumentieren.  
 
Ist eine betroffene Person offensichtlich kognitiv nicht in der Lage, die Aufklärung über die 
Freiwilligkeit nachzuvollziehen, so ist vor der Teilnahme eine Einwilligung in die Teilnahme der 
betroffenen Person von einer hierzu vertretungsberechtigten Person einzuholen. Die 
Einwilligung kann auch fernmündlich erfolgen. Die hierzu vertretungsberechtigte Person ist 
entsprechend aufzuklären. Die Einwilligung oder Nichteinwilligung der 
vertretungsberechtigten Person ist von den mit der Prüfung beauftragten Personen zu 
dokumentieren. Die Nichteinwilligung ist jedoch nicht personenbezogen zu dokumentieren. 
Kann eine vertretungsberechtigte Person nicht rechtzeitig befragt werden, ist die Teilnahme 
der betroffenen Person ausgeschlossen.  
 
Die Betreiber sind verpflichtet dabei mitzuwirken, die Informationen über die 
Datenverarbeitung durch die zuständige Behörde oder durch den Medizinischen Dienst Nord 
an die Nutzerinnen und Nutzer, Beschäftigte und sonstige Betroffene weiterzugeben, zum 
Beispiel durch das Zurverfügungstellen eines gut sichtbaren, geeigneten Aushangplatzes. 

 
Die zuständige Behörde sowie der Medizinische Dienst Nord stellen sicher, dass 
personenbezogene Daten nur von Personen, die einer Geheimhaltungspflicht unterliegen 
oder unter deren Verantwortung stehen, verarbeitet werden. 
 
Stichprobe 
 
In Wohneinrichtungen wird bei Regelprüfungen zu Gesprächen, zur Inaugenscheinnahme und 
zur Einsichtnahme in die Dokumentation durch die von der zuständigen Behörde oder vom 
Medizinischen Dienst Nord mit der Prüfung beauftragten Personen eine Stichprobe gezogen. 
Sie umfasst in der Regel neun Nutzerinnen oder Nutzer unter Berücksichtigung der folgenden 
festgelegten Merkmale:  
 

1. fünf auskunftsfähige Nutzerinnen oder Nutzer, davon mindestens zwei in der 
Mobilität eingeschränkte Personen, die beim Verlassen des Zimmers oder des 
Bettes auf Hilfe angewiesen sind, und 
 

2. vier Nutzerinnen oder Nutzer mit kognitiven Einschränkungen, davon mindestens 
zwei in der Mobilität eingeschränkte Personen, die beim Verlassen des Zimmers 
oder des Bettes auf Hilfe angewiesen sind. 
 

Die Auswahl der Nutzerinnen und Nutzer erfolgt durch die mit der Prüfung beauftragten 
Personen. Kann eine der genannten Personengruppen nicht einbezogen werden, 
beispielsweise weil keine entsprechenden Personen in der Wohneinrichtung leben, so werden 
in der Regel weniger Personen einbezogen. Bezogen auf die Kriterien 12 (Beatmung) und 27 
(freiheitsentziehende Maßnahmen) ist eine ergänzende Einbeziehung von Nutzerinnen und 
Nutzern möglich.  
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Erhebungsbogen zur Prüfung nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 HmbWBG 
 
Nachfolgend wird der Erhebungsbogen zur Prüfung nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
HmbWBG vorgestellt und es werden ergänzende Erläuterungen gegeben. 
 
In Abschnitt 1.1 Informationen zur Prüfung und zur Einrichtung ist aufgeführt, welche 
grundlegenden Angaben im Kontext der Prüfung erfasst werden. 
 
Abschnitt 1.2 enthält die Prüfkriterien. Der Prüfkatalog umfasst insgesamt 28 Kriterien, davon 
21 einrichtungsbezogene Kriterien (Kriterium 1 bis 21) und sieben nutzerbezogene Kriterien 
(Kriterium 22 bis 28). Einrichtungsbezogene Kriterien werden einmal für die gesamte 
Einrichtung bewertet. Nutzerbezogene Kriterien werden für jede einzelne in die Stichprobe 
einbezogene Person bewertet. Um bei einzelnen einrichtungsbezogenen Kriterien die 
Umsetzung von Vorgaben oder vorgelegten Konzepten zu prüfen, erfolgt bei den Kriterien 5,  
9 bis 12 und 17 eine stichprobenartige Überprüfung des jeweiligen Sachverhalts. 
 
Für jedes Kriterium ist angeführt, welche Teilaspekte zur Bewertung des Kriteriums überprüft 
werden. Wird ein Teilaspekt (Merkmal) nicht erfüllt und dementsprechend mit „nein“ 
bewertet, gilt das Kriterium insgesamt als nicht erfüllt. Ausnahmen stellen hierbei die Kriterien 
2 und 5 dar. Hier erfolgt keine zusammenfassende Bewertung des Kriteriums. Eine weitere 
Ausnahme stellt Kriterium 8 dar. Hier müssen mindestens 3 der angeführten Maßnahmen zur 
Gewaltprävention etabliert sein, damit das Kriterium als erfüllt bewertet wird. 
 
Zu jedem Kriterium wird in der vorliegenden Prüfanleitung die dazugehörige 
Gesetzesgrundlage nach HmbWBG bzw. den damit verbundenen Verordnungen benannt. Bei 
einzelnen Kriterien werden ergänzende Erläuterungen angeführt.  
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Regelprüfung nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 HmbWBG 

 Geprüfte Pflegeeinrichtung 

 Name:  

 Straße: 

 PLZ: 

 Ort: 

 IK: 

 Telefon: 

 Fax: 

 E-Mail: 

 Träger/Inhaber: 

 Trägerart:  privat  öffentlich freigemeinnützig  

 Trägerverband: 

 Einrichtungsart: vollstationär 

 Datum Abschluss Versorgungsvertrag: 

 Einrichtungsleitung: 

 Pflegedienstleitung: 

 Tarifgebundenheit im Bereich des Betreuungspersonals nach Angabe der Einrichtung:  

  Tarifvertrag 
 Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) 
 keine vertragliche Regelung 

 

         Daten zur Prüfung 

  Datum von bis 

 Prüfung Tag 1:    

 Prüfung Tag 2:    

     

 Gesprächspartner der geprüften Einrichtung: 

 Name: Funktion: 

 Name: Funktion: 

 Name: Funktion: 

 Name: Funktion: 

 Name: Funktion: 

   

 Prüfende(r) Gutachter(in) 

 Name:                                               

 Name:                                               

  

 Art der Einrichtung und Versorgungssituation  

  vorgehalten belegt 

 Plätze vollstationär   

 Kurzzeitpflege   

 Freitext 
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Personalausstattung 

  Anzahl Nutzerinnen und Nutzer Stellen-SOLL (VZÄ) 

Pflegegrad 1   

Pflegegrad 2   

Pflegegrad 3   

Pflegegrad 4   

Pflegegrad 5   

BestBMmD   

Geschl. WB   

Stationäre WG    

Summe (SOLL)   

  
Angestellte Leiharbeit 

Wochenstunden Vollzeitäquivalent 
(VZÄ) 

Wochenstunden Vollzeitäquivalent 
(VZÄ) 

Fachkräfte     

Assistenzkräfte     

Hilfskräfte     

Summe (IST)     

  
Fachkraftquote   

ohne Leiharbeit inkl. Leiharbeit 

Fachkräfte   

Assistenzkräfte   

Hilfskräfte   

 

 ohne Leiharbeit inkl. Leiharbeit 

  Summe IST  
- Summe SOLL   

Weitere Erläuterungen:  
Bei „Anzahl Nutzerinnen und Nutzer“ sind alle Personen einzubeziehen, die zum Stichtag einen Wohn- und 
Betreuungsvertrag mit der Einrichtung haben. Dies beinhaltet auch Personen, die zum Prüfzeitpunkt z.B. 
aufgrund eines Krankenhausaufenthaltes nicht in der Einrichtung anwesend sind. 

Die Erhebung der Personalausstattung erfolgt auf Grundlage von Stellen- und Dienstplänen. Zur Berechnung 
der Personalkennzahlen wird eine Arbeitshilfe in Form einer Excel-Datei bereitgestellt.  

Nähere Informationen zur Berechnungsgrundlage sind den Erläuterungen zu Kriterium 13 zu entnehmen. 

Erläuterung zu Fachkräften und landesrechtlich anerkannten Assistentinnen und Assistenten  
Gemäß § 5 Absatz 1 WBPersVO dürfen Beschäftigten in der Betreuung nur solche Maßnahmen übertragen 
werden, für die sie ausgebildet sind oder bei deren Ausführung sie durch Fachkräfte angeleitet und 
kontinuierlich überwacht werden. 

1) Fachkräfte 
§ 5 Absatz 4 WBPersVO nennt unterschiedliche dreijährige Ausbildungen, die zu einer Anerkennung als 
Fachkraft führen (siehe Erläuterung zu Kriterium 14). Voraussetzung für das Zählen als Fachkraft ist, dass 
die jeweilige Person in der Einrichtung für die Aufgaben eingesetzt wird, für die sie im Rahmen ihrer 
Ausbildung qualifiziert wurde.  
Beispiel: Eine Ergotherapeutin oder ein Ergotherapeut kann nicht als Pflegefachkraft eingesetzt werden 
oder umgekehrt. 

2) Landesrechtlich anerkannte Assistentinnen oder Assistenten 
§ 5 Absatz 5 WBPersVO nennt unterschiedliche mindestens einjährige Ausbildungen in den Arbeitsfeldern 
Pflege oder Hauswirtschaft beziehungsweise Sozialpädagogik oder Heilpädagogik, die zu einer 
Anerkennung als landesrechtlich anerkannte Assistentin oder als landesrechtlich anerkannter Assistent 
führen (siehe Erläuterung zu Kriterium 15). Diese Ausbildungen sind landesrechtlich geregelt und 
schließen mit einer Prüfung durch die zuständige Landesbehörde ab. Voraussetzung für das Zählen als 
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landesrechtlich anerkannte Assistentin oder als landesrechtlich anerkannter Assistent ist, dass die 
jeweilige Person in der Einrichtung für die Aufgaben eingesetzt wird, für die sie im Rahmen ihrer 
Ausbildung qualifiziert wurde.  
Beispiel: Eine Fachpraktikerin oder ein Fachpraktiker Hauswirtschaft kann nicht als Gesundheits- und 
Pflegeassistentin oder -assistent eingesetzt werden oder umgekehrt.  
 
3) Hilfskräfte 
Personen, die weder den Fachkräften noch den landesrechtlich anerkannten Assistentinnen und 
Assistenten zugeordnet werden können, werden als Hilfskräfte gewertet. 
 
4) Sonstige in der Einrichtung tätige Personen: 

Folgende Personengruppen sind durch die Einrichtung gesondert auszuweisen und werden in die 
Berechnung der Personalkennzahlen nicht einbezogen: 

• Leiharbeitskräfte 

• Einrichtungsleitung und Pflegedienstleitung 

• zusätzliche Betreuungskräfte, die nach Maßgabe von § 84 Absatz 8 SGB XI und § 85 Absatz 8 SGB XI 
Leistungen nach § 43b SGB XI erbringen  

• zusätzliches Pflegehilfskraftpersonal nach § 84 Absatz 9 und § 85 Absätze 9 bis 11 SGB XI 

• Personen im Bundesfreiwilligendienst oder Freiwilligen Sozialen Jahr, Auszubildende, Praktikantinnen 
und Praktikanten 

• Beschäftigte, die aus der Lohnfortzahlung, im Mutterschutz o.ä. sind 
 
Ergänzende Klarstellungen zu besonderen Arbeitsbereichen: 

• Hauswirtschaftskräfte:  
Hauswirtschaftskräfte – wie diese in der Einrichtung bezeichnet werden (z.B. als „Pflegehelfer*in“, 
Wohnbereichshilfe“ o.ä.) ist unbedeutend – sind nur dann als in der Betreuung Beschäftigte zu 
berücksichtigen, wenn sie tatsächlich Betreuungsleistungen im direkten Nutzerkontakt erbringen (z.B. 
Essen anreichen) und sie zudem auf dem Dienstplan für Pflege und Betreuung geführt werden. Es sind 
dabei nur jene Einsatzzeiten, in denen sie tatsächlich in der Nutzerbetreuung tätig sind, einzubeziehen. 
Aus der Dokumentation muss klar ersichtlich sein, in welchem Umfang die jeweilige Hauswirtschaftskraft 
in der Hauswirtschaft und in welchem Umfang sie in der Betreuung eingesetzt wird. Gibt es hierzu keine 
Festschreibungen, wird davon ausgegangen, dass die jeweilige Hauswirtschaftskraft ausschließlich in der 
Hauswirtschaft eingesetzt wird. Hauswirtschaftskräfte, die in der Pflege eingesetzt werden, sind als 
Hilfskräfte zu werten. 

• Qualitätsmanagementbeauftragte: 
Qualitätsmanagementbeauftragte werden als Fachkraft in die Personalberechnung einbezogen:  

− wenn sie über eine dreijährige Fachkraftausbildung verfügen und  

− tatsächlich in der Betreuung der Nutzerinnen und Nutzer tätig sind und dementsprechend im 
Dienstplan für Pflege und Betreuung geführt werden. Bei Management-Studierten ist ein fachlicher 
Bezug (Pflege-, Gesundheits- oder Sozialmanagement) zwingend erforderlich. 

 

Einbezogene Nutzerinnen/Nutzer 

 Anzahl 

Personen, die  

• den mit der Prüfung beauftragten Personen im persönlichen Gespräch eigenständig 
Auskunft geben können und  

• in der Mobilität eingeschränkt sind und beim Verlassen des Zimmers oder des 
Bettes auf Hilfe angewiesen sind 

 

Personen, die  

• den mit der Prüfung beauftragten Personen im persönlichen Gespräch eigenständig 
Auskunft geben können und  

• in der Lage sind, das Bett oder das Zimmer selbstständig zu verlassen  

 

Personen, die  

• kognitiv eingeschränkt sind und  

• in der Mobilität eingeschränkt sind und beim Verlassen des Zimmers oder des 
Bettes auf Hilfe angewiesen sind 

 

Personen, die   
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• kognitiv eingeschränkt sind und  

• in der Lage sind, das Bett oder das Zimmer selbstständig zu verlassen 
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Einrichtungsbezogene Kriterien 
 

1 Kriterium ja nein  

Die Interessen der Nutzerinnen und Nutzer werden durch ein 
Mitwirkungsgremium (Wohnbeirat, Vertretungsgremium, 
Fürsprecherin oder Fürsprecher) vertreten. 

   

 ja nein t.n.z. 

a) Die Einrichtungsleitung kann darlegen, dass ein Wohnbeirat, ein 
Vertretungsgremium, eine Fürsprecherin oder ein Fürsprecher 
vorhanden ist oder zumindest ein Wahlausschuss bestellt wurde, sich 
ein Vertretungsgremium in Gründung befindet oder die Einsetzung 
eines Fürsprechers oder einer Fürsprecherin eingeleitet wurde. 

☐ ☐ ☐ 

b) Eine entsprechende Vertretungsperson bestätigt, dass 
Mitwirkungsmöglichkeiten bestehen. 

☐ ☐ ☐ 

Vorhanden (zutreffendes ankreuzen): 
 Wohnbeirat 
 Wahlausschuss bestellt 
 Vertretungsgremium 
 Vertretungsgremium in Gründung 
 Fürsprecherin oder Fürsprecher 
 Einsetzung Fürsprecherin oder Fürsprecher eingeleitet  

 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummer 6 HmbWBG  
§ 10 Absatz 1 WBMitwVO  
§ 18 Absatz 1 WBMitwVO 
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 
 

     

2 Kriterium (Bewertung nur auf Merkmalsebene)    

Nutzerinnen und Nutzer haben ein Wunsch- und Mitspracherecht bei 
der Auswahl der Speisen.  

☐ ☐  

 ja nein t.n.z. 

a) Die Einrichtungsleitung bzw. deren Vertretung können anhand von 
Nachweisen darlegen, dass das Wunsch- und Mitspracherecht bei der 
Auswahl der Speisen als auch die Umsetzung der Wünsche 
gewährleistet wird (z.B. durch regelmäßige Besprechungen von 
Wohnbeirat und Küche oder durch individuelle Wahlmöglichkeiten). 

☐ ☐ / 

b) Die befragten Mitglieder des Wohnbeirates (nach Möglichkeit  
mind. 2) bestätigen im vertraulichen Gespräch, dass zwischen 
unterschiedlichen Speisen ausgewählt werden kann 
 
(Wenn t.n.z. dann Möglichkeit der Angabe:  

- Es ist kein Wohnbeirat eingerichtet 
- Am Prüftag besteht keine Möglichkeit zur Befragung von 

Mitgliedern des Wohnbeirates) 

☐ ☐ ☐ 

c) Die befragten Mitglieder des Wohnbeirates bestätigen im 
vertraulichen Gespräch, dass ein Wunsch- und Mitspracherecht bei der 
Auswahl der Speisen möglich ist.  
(Wenn t.n.z. dann Möglichkeit der Angabe:  

- Es ist kein Wohnbeirat eingerichtet 

☐ ☐ ☐ 
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- Am Prüftag besteht keine Möglichkeit zur Befragung von 
Mitgliedern des Wohnbeirates) 

d) Der Wohnbeirat konnte nicht befragt werden: 
Befragte Nutzerinnen und Nutzer aus der Stichprobe geben an, dass 
zwischen unterschiedlichen Speisen ausgewählt werden kann. 

☐ ☐ ☐ 

e) Der Wohnbeirat konnte nicht befragt werden: 
Befragte Nutzerinnen und Nutzer geben an, dass ein Wunsch- und 
Mitspracherecht bei der Auswahl der Speisen möglich ist.  

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 13 Absatz 2 Nummern 7 und 8 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 
 

     

3 Kriterium ja nein  

Die Einrichtung verfügt über ein angemessenes Hygienemanagement. ☐ ☐  

 ja nein t.n.z. 

a) Die Einrichtung verfügt über einen Hygieneplan, der die 
notwendigen innerbetrieblichen Verfahrensanweisungen beinhaltet zu: 
1. Basishygiene:  

• Personalhygiene (persönliche Hygiene, Händehygiene, Tragen 
von Dienst- und Schutzkleidung) 

• Umgang mit Medizinprodukten und Sterilgut 

• Durchführung der Flächendesinfektion (Pflegehilfsmittel, 
Duschstühle, Lagerungsrollen usw.) 

• Ver- und Entsorgung (Abfall, Umgang mit sauberer Wäsche und 
Schmutzwäsche, Umgang mit Ausscheidungen, z.B. Steckbecken 
und Urinflaschen) 

2. Desinfektions- und Reinigungspläne z.B. für die: 

• Station/Abteilung/Wohnbereich 

• Küchen 
3. Hygienemaßnahmen bei pflegerischen Tätigkeiten, alternativ 
Pflegestandards mit Hinweisen zur Hygiene: 

• Maßnahmen der Grundpflege 

• Magensonden 

• Harndrainagen 

• Wundversorgung 

• Injektionen  
4. Hygienemaßnahmen bei Infektionserkrankungen: 

• MRE (MRSA, MRGN, VRE) 

• Clostridioides difficile 

• Noroviren  

• Influenza  

• SARS-CoV-2-Infektionen (incl. aller zusätzlichen An- und 
Verordnungen, z.B. Testkonzepte, Kohortierungskonzepte) 

• Hepatiden (A+E / B+C+D) 

• Skabies 
5. Hygienemaßnahmen im Umgang mit Lebensmitteln in den 
Wohnbereichen 

• Maßnahmen entsprechend dem jeweiligen Speisenverteilsystem 

• ggf. Pläne für Kochgruppen  

 

☐ ☐ ☐ 

b) Eine für Hygienefragen zuständige Person ist benannt. ☐ ☐ ☐ 
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c) Die innerbetrieblichen Verfahrensanweisungen sind den 
Beschäftigten bekannt. 

☐ ☐ ☐ 

d) Es finden regelmäßig (mind. jährlich) interne Schulungen aller 
Beschäftigen zu Hygienemaßnahmen statt. 

☐ ☐ ☐ 

e) Den Beschäftigten stehen in stichprobenartig besuchten 
Wohnbereichen in auskömmlichem Umfang die erforderlichen 
Arbeitsmittel (Handschuhe, geeignetes Händedesinfektionsmittel, 
Schutzkleidung) zur Verfügung. 

☐ ☐ ☐ 

f) Der Eindruck der stationären Pflegeeinrichtung im Hinblick auf die 
Hygiene ist gut. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 

 
Gesetzesgrundlage: 
§ 11 Nummer 8 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen: 
Zu a) 
Die innerbetrieblichen Verfahrensweisen/der Hygieneplan müssen/muss die angeführten Inhalte 
umfassen. Hygienische Gesichtspunkte bei speziellen Pflegemaßnahmen können alternativ auch in 
den dafür erstellten Standards/Richtlinien festgelegt werden. 
 
Zu b) 
Die Frage ist mit „ja“ zu beantworten, wenn die Verantwortlichkeit festgelegt und entsprechend 
dokumentiert ist. 
 

Zu c) 
Zu überprüfen ist hier, ob die innerbetrieblichen Verfahrensweisen / der Hygieneplan allen 
Beschäftigten nachweislich bekannt ist. Nachprüfbar ist dies z. B. durch von den Beschäftigten 
abgezeichnete Dienstanweisungen und/oder durch Befragungen der Beschäftigten per 
Zufallsauswahl. 
 
Zu d) 
Die Frage ist mit „ja“ zu beantworten, wenn aus den Aufzeichnungen hervorgeht, dass regelmäßige 
interne Schulungen der Beschäftigten zu Hygienemaßnahmen in mindestens jährlichen Abständen 
stattfinden. 
 
Zu e) 
Zu überprüfen ist, ob in der Pflegeeinrichtung entsprechende Arbeitsmittel vorrätig sind, außerdem 
sind die Beschäftigten der Pflegeeinrichtung zu befragen. 
 
Zu f) 
Die Frage ist mit „ja“ zu beantworten, wenn der Eindruck der stationären Pflegeeinrichtung bei 
Bereichen wie Nutzerzimmern, Gemeinschaftsflächen, Aufenthaltsräumen, Sanitärräumen mit Blick 
auf die Hygiene, was auch Sauberkeit und Geruch umfasst, gut ist. Auch wenn nur einzelne 
Wohnbereiche betroffen sind, ist das Merkmal als nicht erfüllt zu bewerten. 

 

     

4 Kriterium ja nein  

Die Einrichtung schließt Kooperationsverträge mit vertragsärztlichen 
Leistungserbringern. 

☐ ☐  

 ja nein t.n.z 

a) Es liegt ein Kooperationsvertrag mit vertragsärztlichen 
Leistungserbringern vor. 

☐ ☐ ☐ 

b) Es liegt kein Kooperationsvertrag mit vertragsärztlichen 
Leistungserbringern vor, die Einrichtung kann jedoch darlegen, dass bei 
der zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung ein Antrag nach § 119b 
SGB V gestellt worden ist. 

☐ ☐ ☐ 
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Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummern 3 und 9 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
SGB V: § 119b Ambulante Behandlung in stationären Pflegeeinrichtungen 
„(1) Stationäre Pflegeeinrichtungen sollen einzeln oder gemeinsam bei entsprechendem Bedarf 
unbeschadet des § 75 Abs. 1 Kooperationsverträge mit dafür geeigneten vertragsärztlichen 
Leistungserbringern schließen. Auf Antrag der Pflegeeinrichtung hat die Kassenärztliche Vereinigung 
zur Sicherstellung einer ausreichenden ärztlichen Versorgung von pflegebedürftigen Versicherten in 
der Pflegeeinrichtung Verträge nach Satz 1 zu vermitteln.“ 
 

     

5 Kriterium (Bewertung nur auf Merkmalsebene)    

Die Einrichtung hat für den Fall eines Krankenhausaufenthaltes 
geeignete Überleitungsbögen vorbereitet, die die notwendigen 
Informationen enthalten. 

   

Stichprobe: 3 Nutzerakten ja nein t.n.z. 

a) Stammdaten der betroffenen Person (Name, Geb.-Datum, Anschrift) ☐ ☐ ☐ 

b) Namen und Kontaktdaten der Bezugspersonen (Angehörige, 

bevollmächtigte Person, rechtliche Betreuung)  

☐ ☐ ☐ 

c) Namen und Kontaktdaten der behandelnden Ärzte (Haus- 

und Fachärztinnen und -ärzte) 

☐ ☐ ☐ 

d) Kranken- bzw. Pflegekasse ☐ ☐ ☐ 

e) Aktuelle Medikation ☐ ☐ ☐ 

f) Überblick über den aktuellen Allgemeinzustand und kurze, 

krankheitsbezogene Hinweise zur Vorgeschichte (Diagnosen, 

Vitalzeichen, Bewusstseinszustand, Mobilität, Besonderheiten 

bei Ernährung und Ausscheidung, vorhandene Hilfsmittel, 

Pflegegrad) 

☐ ☐ ☐ 

g) ggf. Hinweise auf besondere Erfordernisse bei der 

Kommunikation, Besonderheiten im Sozialverhalten und 

lebenspraktische Fertigkeiten 

☐ ☐ ☐ 

h) Ansprechperson in Pflegeeinrichtung (zum Beispiel 

Bezugspflegekraft) mit Telefonnummer und Erreichbarkeit 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummern 3 und 9 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 

 

     

6 Kriterium ja nein  

Der Umgang mit Betäubungsmitteln ist sachgerecht. ☐ ☐  

 ja nein  

a) Die Betäubungsmittel werden gesondert und verschlossen 
aufbewahrt. 

☐ ☐  

b) Eingang und Ausgang der Betäubungsmittel sind dokumentiert. ☐ ☐  

c) Der Bestand stimmt mit den dokumentierten Angaben überein. ☐ ☐  
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(Überprüfung in 50% der Wohnbereiche oder Aufbewahrungsorte, mindestens ein Wohnbereich/ 
Aufbewahrungsort) 

Überprüfte Wohnbereiche: 
 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummer 8 HmbWBG 
in Verbindung mit 
§ 17 Absatz 1 Nummer 6 HmbWBG  
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 
 

     

7 Kriterium ja nein  

Eine kontinuierliche pharmazeutische Beratung und Betreuung der 
Einrichtung durch eine Apothekerin bzw. einen Apotheker ist 
vereinbart.  

☐ ☐  

 ja nein  

a) Ein Kooperationsvertrag zur kontinuierlichen pharmazeutischen 
Beratung und Betreuung der Einrichtung durch eine Apothekerin bzw. 
einen Apotheker ist abgeschlossen (z.B. um die Wechselwirkung von 
Medikamenten vor der Abgabe prüfen zu lassen). 

☐ ☐  

b) Eine aktive Zusammenarbeit zwischen Einrichtung und Apotheke 
stellt sich dar (z.B. anhand von Nachweisen über die Schulung von 
Pflegefachkräften zur Arzneimittelversorgung durch die Apotheke oder 
Protokollen über die Prüfung der Arzneimittel durch die Apotheke). 

☐ ☐  

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummern 3 und 9 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
§ 12a Gesetz über das Apothekenwesen (Apothekengesetz - ApoG) 
„(1) Der Inhaber einer Erlaubnis zum Betrieb einer öffentlichen Apotheke ist verpflichtet, zur 
Versorgung von Bewohnern von Heimen im Sinne des § 1 des Heimgesetzes mit Arzneimitteln und 
apothekenpflichtigen Medizinprodukten mit dem Träger der Heime einen schriftlichen Vertrag zu 
schließen.“  
 
Ziel dieser Regelung ist es, die Heimversorgung durch öffentliche Apotheken auf eine vertragliche 
Basis zu stellen. Die Verträge sichern die Lieferung von Arzneimitteln, die notwendige Information des 
Einrichtungspersonals und die ständige Überprüfung der Arzneimittelvorräte. Sie tragen auf diese 
Weise zur fachgerechten Versorgung der Nutzerinnen und Nutzer bei und sind daher auch durch die 
Betreiber der Wohneinrichtungen anzustreben. 
 

     

8 Kriterium (drei von sechs Merkmalen müssen erfüllt sein) ja nein  

Es werden geeignete Maßnahmen zur Gewaltprävention 
durchgeführt. 

☐ ☐  

 ja nein  

a) Eine präventionsbeauftragte Person ist benannt. ☐ ☐  

b) Die Durchführung von Schulungen zum Thema der Gewaltprävention 
stellt sich dar. 

☐ ☐  

c) Es liegt eine einrichtungsinterne Handlungsleitlinie zum Umgang mit 
Verdachtsfällen und bei aktuell verübter Gewalt vor. 

☐ ☐  
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d) Die Beschäftigten der Einrichtung sind zu den 
Handlungsempfehlungen geschult. 

☐ ☐  

e) Im Rahmen von Fallbesprechungen, Pflegevisiten o.ä. findet das 
Thema Gewaltprävention, Umgang mit Verdachtsfällen auf Gewalt 
Berücksichtigung.  

☐ ☐  

f) Informationsmaterial zu bestehenden Hilfsangeboten stehen allen 
zur Verfügung (z.B. durch Aushänge oder Auslegen von 
Informationsmaterial) 

☐ ☐  

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummer 4a HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Gemäß Schutzauftrag des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (sog. Istanbul-Konvention), im Sinne des Schutzauftrags 
aus Art. 16 Absatz 1 UN-BRK und gemäß Handlungsempfehlungen aus dem Hamburger Konzept zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mädchen, Menschenhandel und Gewalt in der Pflege 
sollen Präventions- und Interventionskonzepte in Einrichtungen implementiert werden. Zu den 
Inhalten solcher Konzepte gehören insbesondere eine personelle und organisatorische Verankerung 
des Gewaltschutzes in der Einrichtung (z.B. Schulungen, Thematisierung in Dienstbesprechungen, 
Supervisionen, etc.), festgelegte Interventionsketten, Umsetzung des Rechts auf Hilfe und 
Unterstützung, eine Informationspflicht über bestehende Hilfsangebote des Opferschutzes z.B. durch 
Aushänge, Auslegen von Informationsmaterial – insbesondere des barrierefreien Bundeshilfetelefons 
„Gewalt gegen Frauen“.  
 
Es sind mindestens drei der sechs unter a) bis f) genannten Merkmale zu erfüllen. 
 

     

9 Kriterium ja nein  

Die Pflege ist im Sinne einer Bezugspflege organisiert. ☐ ☐  

Stichprobe: zwei Wohnbereiche ja nein t.n.z. 

a) Den Nutzerinnen und Nutzern ist jeweils eine Pflegefachkraft als 
Bezugspflegekraft zugeordnet. 

☐ ☐ ☐ 

b) Die Bezugspflegekraft ist verantwortlich für die Planung, 
Durchführung und Bewertung der Pflege. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  

§ 11 Nummer 2 und Nummer 3 Buchstabe f HmbWBG 

 
Weitere Erläuterungen:  
Bezugspflege wird hierbei verstanden als ein Pflegesystem, bei dem jedem Nutzer und jeder Nutzerin 
jeweils eine Pflegeperson zugeteilt ist, die den jeweiligen Pflegeprozess plant, steuert und evaluiert. 
Diese Pflegeperson wird hier als Bezugspflegekraft bezeichnet. Die Einrichtung kann darlegen, 
welcher Nutzerin oder welchem Nutzer welche Bezugspflegekraft zugeordnet ist und dass es sich 
hierbei jeweils um eine Pflegefachkraft handelt, denn Planung, Steuerung und Evaluation von 
Pflegeprozessen sind vorbehaltene Tätigkeiten nach § 4 PflBG. 
 
Die Bezugspflegekraft koordiniert die Pflege innerhalb des Teams sowie mit dem externen 
Helfersystem (z.B. Ärztinnen und Ärzte, Therapeutinnen und Therapeuten) und dient hierbei als 
Hauptansprechperson. Sie ist für einen guten Informationsfluss verantwortlich und sorgt dafür, dass 
die Nutzerinnen und Nutzer vor dem Hintergrund der Biographie, ihrer Krankheitsgeschichte und ihrer 
aktuellen Lebenssituation wahrgenommen werden.  

 

     

10 Kriterium ja nein  
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Beschäftigte werden entsprechend ihrer fachlichen Qualifikation 
eingesetzt. 

☐ ☐  

Stichprobe: 6, davon 3 Fachkräfte ja nein t.n.z. 

a) Es liegen für alle in der Betreuung Beschäftigten 
Stellenbeschreibungen vor, aus denen hervorgeht:  

• welche Aufgaben die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber 
besitzt, 

• über welche formale Qualifikation die Stelleninhaberin oder 
der Stelleninhaber verfügen muss, 

• über welche Kompetenzen die Stelleninhaberin oder der 
Stelleninhaber verfügen muss. 

☐ ☐ ☐ 

b) Gemäß Stellenbeschreibung werden Beschäftigten nur solche 
Aufgaben übertragen, für die sie ausgebildet sind oder bei deren 
Ausführung sie durch Fachkräfte angeleitet und überwacht werden. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 14 Absatz 1 Nummer 1 HmbWBG 
§ 5 Absätze 1 und 2 WBPersVO 
 
Weitere Erläuterungen: 
Keine 

 

     

11 Kriterium ja nein  

Die fachliche Anleitung und Überprüfung pflegerischer Tätigkeiten 
durch Pflegefachkräfte ist nachvollziehbar gewährleistet. 

☐ ☐  

Stichprobe: 10% des ungelernten Personals  ja nein t.n.z. 

a) Es ist zu jeder Tages- und Nachtzeit mindestens eine Pflegefachkraft 
anwesend. 

☐ ☐ ☐ 

b) Die fachliche Anleitung und Überprüfung grundpflegerischer 
Tätigkeiten von Beschäftigten ohne pflegerische Ausbildung durch 
Pflegefachkräfte stellt sich anhand von praktischen Anleitungen oder 
mindestens einmal im Jahr durchgeführten mitarbeiterbezogenen 
Pflegevisiten o.ä. nachvollziehbar dar. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 5 Absätze 1 und 2 WBPersVO 
 
Weitere Erläuterungen: 
Zu b) 
Die Frage ist mit „Ja“ zu beantworten, wenn die fachliche Anleitung und Überprüfung der 
Grundpflege anhand von praktischen Anleitungen oder mindestens einmal im Jahr 
mitarbeiterbezogene Pflegevisiten o.ä. dokumentiert sind. Dies gilt für Beschäftige mit einer 
Qualifikation unterhalb einer einjährigen Ausbildung als landesrechtlich anerkannte Pflege-
Assistentin oder Pflege-Assistent. 
 

     

12 Kriterium ja nein t.n.z 

Bei Nutzerinnen und Nutzern, die von einem Beatmungsgerät 
abhängig sind, verfügen alle betreuenden Pflegefachkräfte über eine 
zweijährige Weiterbildung in Anästhesie- und Intensivpflege oder vor 
Aufnahme der Tätigkeit über mindestens eine einjährige in Vollzeit 
unter fachlicher Anleitung erworbene intensivmedizinische oder 
außerklinische Beatmungserfahrung.  

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z. 



1. Erhebungsbogen zur Prüfung nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 HmbWBG 
1.2 Prüfkriterien 

 Prüfanleitung zum Erhebungsbogen zur Prüfung nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 HmbWBG  
[17] 

a) Anhand von Qualifikationsnachweisen und Dienstplänen ist 
nachvollziehbar, dass die eingesetzten Pflegefachkräfte über die 
entsprechende Qualifikation verfügen. 

☐ ☐ ☐ 

b) In ausgewählten Pflegedokumentationen stellt sich der Einsatz 
qualifikationsentsprechend dar. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 5 Absatz 6 WBPersVO  
in Verbindung mit 
§ 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 HmbWBG 
§ 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Alle Pflegefachkräfte, die eigenverantwortlich Nutzerinnen und Nutzer, die von einem 
Beatmungsgerät abhängig sind, versorgen, müssen ergänzend zur Qualifikation als Pflegefachkraft: 

• entweder eine zweijährige Weiterbildung in Anästhesie- und Intensivpflege  

• oder eine mindestens einjährige in Vollzeit unter fachlicher Anleitung erworbene 
intensivmedizinische oder außerklinische Beatmungserfahrung vorweisen 

 
Die Qualifikationserfordernisse gelten grundsätzlich für die fachpflegerische Versorgung sowohl von 
invasiv beatmeten Personen als auch von nicht-invasiv beatmeten Personen.  
 
Zur Versorgung von Personen, bei denen ein CPAP Gerät zur Therapie einer Schlafapnoe eingesetzt 
wird, sind die genannten Zusatzqualifikationen nicht erforderlich. 
 

     

13 Kriterium ja nein  

Die Personalrichtwerte werden eingehalten. ☐ ☐  

 ja nein  

Die gemäß der Rahmenvereinbarungen zur Pflege für die Freie und 
Hansestadt Hamburg vereinbarten Personalrichtwerte werden erfüllt. 

☐ ☐  

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 4 Absatz 5 WBPersVO 
 
Weitere Erläuterungen:  
Die Erhebung der Personalausstattung erfolgt auf Grundlage von Stellen- und Dienstplänen. Zur 
Berechnung der Personalkennzahlen wird eine Arbeitshilfe in Form einer Excel-Datei bereitgestellt.  
 
Für die Überprüfung des Personalkennzahlen (Personalrichtwerte, Fachkraftquote und Anteil der 
Beschäftigten, die keine Fachkraft oder landesrechtlich anerkannte Assistentin oder landesrechtlich 
anerkannter Assistent sind) werden am Stichtag folgende Angaben benötigt: 
1. Name, Vorname der Beschäftigten für betreuende Tätigkeiten 
2. Berufsqualifikation (z.B. Altenpflegerin, Gesundheits- und Pflegeassistentin, Ergotherapeutin, 

Pflegehelferin) 
3. Tätigkeitsbereich (Pflege oder Betreuung) 
4. wöchentliche Arbeitszeit 

(bei geringfügig Beschäftigten ist es erforderlich, dass die regelmäßige durchschnittliche 
wöchentliche Arbeitszeit (z.B. aus dem Vormonat) angegeben wird) 

5. Nutzerstruktur (summarische Angabe der Nutzerinnen und Nutzer in Pflegegraden) 
6. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Fremdfirmen, die in Ausnahmesituationen eingesetzt 

wurden, sind gesondert auszuweisen, so dass die Anzahl der Mitarbeiter und der Umfang des 
Einsatzes deutlich werden.  
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Gemäß Anlage 3 zur WBDurchfVO (Merkmal Nr. 9) werden Personal-Ist und Personal-Soll in 
Vollzeitäquivalenten berechnet. Es wird eine wöchentliche Arbeitszeit von 38,5 Stunden zugrunde 
gelegt. Bei der Ermittlung der Personalkennzahlen werden alle Beschäftigten berücksichtigt, die 
betreuerische Tätigkeiten im Kontakt mit Nutzerinnen und Nutzern ausführen. Folgende 
Personengruppen sind durch die Einrichtung gesondert auszuweisen und werden in die 
Berechnung der Personalkennzahlen nicht einbezogen: 

• Leiharbeitskräfte 

• Einrichtungsleitung und Pflegedienstleitung 

• zusätzliche Betreuungskräfte, die nach Maßgabe von § 84 Absatz 8 SGB XI und § 85 Absatz 8 

SGB XI Leistungen nach § 43b SGB XI erbringen,  

• zusätzliches Pflegehilfskraftpersonal nach § 84 Absatz 9 und § 85 Absätze 9 bis 11 SGB XI, 

• Personen im Bundesfreiwilligendienst oder Freiwilligen Sozialen Jahr, Auszubildende, 

Praktikantinnen und Praktikanten 

• Beschäftigte, die aus der Lohnfortzahlung, im Mutterschutz o.ä. sind 

Die gemäß der aktuellen Rahmenvereinbarungen zur Pflege für die Freie und Hansestadt Hamburg 
vereinbarten Personalrichtwerte werden erfüllt, wenn das Personal-Ist größer oder gleich dem 
Personal-Soll ist.  
 
Folgende Personalschlüssel sind aktuell vereinbart: 
o Pflegegrad 1:  1 : 13,40 
o Pflegegrad 2:  1 : 4,60 
o Pflegegrad 3:  1 : 2,80 
o Pflegegrad 4:  1 : 1,99 
o Pflegegrad 5:  1 : 1,77 
Zusätzliche Personalschlüssel: 
o BestBMmD:   1 : 9 
o Geschlossener Wohnbereich:  1 : 9 
o Stationäre WG:   1 : 12 
 

     

14 Kriterium ja nein  

Die Einrichtung erfüllt die Fachkraftquote. ☐ ☐  

    

  ☒  

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 5 Absatz 3 Satz 1 WBPersVO 
§ 5 Absatz 3a Satz 1 WBPersVO 
§ 5 Absatz 3b Satz 1 WBPersVO 
 
 
Weitere Erläuterungen:  
Es handelt sich um den Mindestanteil von Fachkräften am gemäß Rahmenvertrag notwendigen 
Personal (Mindestpersonalrichtwerte). Ab 1.11.2024 gibt es keine Fachkraftquote zum Stellen-Ist 
mehr. Alle Einrichtungen werden einer der Anforderungen gemäß § 5 Abs. 3, 3a oder 3b zugeordnet. 
Zu erfüllen ist folglich entweder eine Fachkraftquote von 50% bzw. 40% oder es gelten keine 
Anforderungen an die Fachkraftquote. 
 
§ 5 Absatz 4 WBPersVO führt aus, wer als Fachkraft gilt. Leiharbeitskräfte werden nicht in die 
Berechnung einbezogen. 
 
Gemäß § 5 Absatz 4 WBPersVO ist Fachkraft, wer 
1. eine abgeschlossene, dreijährige Ausbildung als 

a) Altenpflegerin oder Altenpfleger, 
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b) Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger, 
c) Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, 
d) Ergotherapeutin oder Ergotherapeut, 
e) Haus- und Familienpflegerin oder Haus- und Familienpfleger, 
f) Physiotherapeutin oder Physiotherapeut, 
g) Heilerziehungspflegerin oder Heilerziehungspfleger, 
h) Hauswirtschafterin oder Hauswirtschafter, 
i) Erzieherin oder Erzieher, 
j) Heilerzieherin oder Heilerzieher, 
k) Heilpädagogin oder Heilpädagoge oder 
l) Pflegefachfrau oder Pflegefachmann 

2. ein mit dem Bachelor-Grad abgeschlossenes Studium eines akkreditierten oder staatlich 
anerkannten primär qualifizierenden Studienganges der Fachrichtungen Pflege, 

3. ein abgeschlossenes Studium in Soziale Arbeit, Psychologie oder Gesundheits-,Pflege- oder 
Sozialmanagement oder 

4. eine gleichwertige Berufsqualifikation  
 
nachweisen kann. 
 
Siehe ergänzend die Erläuterungen auf S. 7f. 
 

     

15 Kriterium ja nein  

Die Anforderung an den Anteil der Beschäftigten, die keine Fachkraft 
oder landesrechtlich anerkannte Assistentin oder landesrechtlich 
anerkannter Assistent sind, sind erfüllt. 

☐ ☐  

 ja nein t.n.z. 

Der Anteil der Beschäftigten die Fachkraft oder landesrechtlich 

anerkannten Assistentinnen und Assistenten sind, beträgt insgesamt 

mindestens 60 % (z.B. 54% Fachkräfte und 6 % Assistenzkräfte). 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 5 Absatz 3 Satz 3 WBPersVO 
§ 5 Absatz 3b Satz 1 WBPersVO 
 
Weitere Erläuterungen:  
Es handelt sich um den Mindestanteil von Fach- und Assistenzkräften am gemäß Rahmenvertrag 
notwendigen Personal (Mindestpersonalrichtwerte), ab 1.11.2024 wird nicht mehr das „Personal-Ist“ 
betrachtet. Alle Einrichtungen werden einer der Anforderungen gemäß § 5 Abs. 3 oder 3b 
zugeordnet. Zu erfüllen ist folglich entweder ein Anteil von 60% oder es gelten keine entsprechenden 
Anforderungen. 
 
 
 
§ 5 Absatz 4 und § 5 Absatz 5 WBPersVO führen aus, wer als Fachkraft und als landesrechtlich 
anerkannte Assistentin oder Assistent gilt. Leiharbeitskräfte werden nicht in die Berechnung 
einbezogen. 
 
Gemäß § 5 Absatz 5 WBPersVO ist landesrechtlich anerkannte Assistentin oder Assistent, wer eine 
mindestens einjährige Ausbildung in den Arbeitsfeldern Pflege oder Hauswirtschaft beziehungsweise 
Sozialpädagogik oder Heilpädagogik mit berufsbezogenem schulischen Unterricht und eine praktische 
Ausbildung unter Anleitung einer Fachkraft nachweisen kann, die mit einer Prüfung durch die 
zuständige Landesbehörde abgeschlossen wurde. Dazu gehören: 
1. Krankenpflegehelferinnen oder Krankenpflegehelfer, 
2. Altenpflegehelferinnen oder Altenpflegehelfer, 
3. Gesundheits- und Pflegeassistentinnen oder Gesundheits- und Pflegeassistenten, 
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4. Familienpflegerinnen oder Familienpfleger, 
5. Fachpraktikerinnen Hauswirtschaft oder Fachpraktiker Hauswirtschaft, 
6. Sozialpädagogische Assistentinnen oder Sozialpädagogische Assistenten, 
7. Heilerziehungspflegehelferinnen oder Heilerziehungspflegehelfer oder 
8. Personen mit einer gleichwertigen Berufsqualifikation. 
 
Siehe ergänzend die Erläuterungen auf S. 7f. 
 

     

16 Kriterium ja nein t.n.z 

Einrichtungsfremdes Personal wird nur in Ausnahmesituationen und 
nur zeitlich begrenzt eingesetzt. 

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z 

a) Die Einrichtungsleitung kann darlegen, dass einrichtungsfremdes 
Personal nur in Ausnahmesituationen und nur zeitlich begrenzt 
eingesetzt wird. 

☐ ☐ ☐ 

b) Aus den Aufzeichnungen geht hervor, dass einrichtungsfremdes 
Personal nur in Ausnahmesituationen und nur zeitlich begrenzt 
eingesetzt wird. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 9 WBPersVO  
 
Weitere Erläuterungen:  
Zum einrichtungsfremden Personal zählen in Abgrenzung zum „Stammpersonal“ der Einrichtung alle 
Personen, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zum Anstellungsträger der Einrichtung zählen. Hierzu 
zählen insbesondere die in § 9 WBPersVO explizit erwähnten Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer, unabhängig davon, ob der Verleiher mit dem Betreiber gesellschaftsrechtlich 
verflochten ist oder nicht, aber auch selbständig bzw. freiberuflich tätige Personen oder 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von beauftragten Werkvertragsunternehmen. 
 
Von einer Ausnahmesituation ist auszugehen, wenn der Personalengpass für den Betreiber nicht 
absehbar war und zuvor auch nicht durch geeignete fachliche und organisatorische Vorkehrungen 
und Maßnahmen hätte vermieden werden können. Branchentypische Nachfrageschwankungen und 
urlaubsbedingte Engpässe stellen keine Ausnahmesituation dar. 
 
Zur Vermeidung von Ausnahmesituationen wie die gleichzeitige Erkrankung mehrerer Beschäftigter 
soll der Betreiber eine feste Gruppe von geeigneten Vertretungskräften aufbauen und vorhalten. 
Vertretungskräfte, die Teil eines festen Mitarbeiterpools sind und dadurch mit den Abläufen 
innerhalb der Einrichtung vertraut sind, gelten nicht als einrichtungsfremd.  
 
Die Nichtverfügbarkeit von Fachkräften auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ist nur dann als 
Ausnahmesituation anzuerkennen, wenn nachhaltige Bemühungen zur Gewinnung geeigneter 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nachgewiesen werden können. 
„Zeitlich begrenzt“ bedeutet, dass der Einsatz einrichtungsfremden Personals umgehend zu beenden 
und eigenes Personal einzusetzen ist, sobald die Ausnahmesituation behoben werden konnte. 
 

     

17 Kriterium ja nein  

Leitungskräfte und Beschäftigte für betreuende Tätigkeiten nehmen 
mindestens einmal im Kalenderjahr an einer für ihren jeweiligen 
Aufgabenbereich relevanten Maßnahme zur berufsbegleitenden Fort- 
oder Weiterbildung teil. 

☐ ☐  

Stichprobe: 2 Leitungskräfte, 4 Beschäftigte ja nein  

a) Leitungskräfte haben im vorangegangenen Kalenderjahr an einer für 

ihren jeweiligen Aufgabenbereich relevanten Maßnahme zur 

☐ ☐  
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berufsbegleitenden Fort- oder Weiterbildung teilgenommen. Der 

jährliche Umfang beträgt je Person mindestens 20 Unterrichtsstunden 

(à 45 Minuten). 

b) Beschäftigte für betreuende Tätigkeiten haben im vorangegangenen 

Kalenderjahr an einer für ihren jeweiligen Aufgabenbereich relevanten 

Maßnahme zur berufsbegleitenden Fort- oder Weiterbildung 

teilgenommen. Der jährliche Umfang beträgt je Person mindestens 20 

Unterrichtsstunden (à 45 Minuten) 

☐ ☐  

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Absatz 1 WBPersVO 
 
Weitere Erläuterungen:  
Berufsbegleitende Fort- oder Weiterbildung umfasst insbesondere: 

• Teilnahme an Fachvorträgen, Kongressen, Tagungen, Symposien 

• Teilnahme an Schulungen, Seminaren, Kursen, Weiterbildungen 

• Fernfortbildungen 

• Studium 

• Teilnahme an Balintgruppen, Supervision, Coaching 

• Mitarbeit in einer Arbeitsgruppe Qualitätszirkel 

• Referententätigkeiten 
 
Aus den vorzulegenden Bescheinigungen muss der zeitliche Umfang der Maßnahmen ersichtlich sein. 
 
Nicht bewertet wird die Fort- und Weiterbildung bei Personal, das im vorangegangenen Kalenderjahr 
noch nicht beschäftigt war und bei geringfügig beschäftigtem Personal. 
 

     

18 
 

Kriterium  ja nein  

Die Nutzerinnen und Nutzer können nach Angaben der Einrichtung 
wichtige Termine wie Familienfeiern, Besuche bei Ärztinnen und 
Ärzten, Therapeutinnen und Therapeuten sowie Behördenbesuche 
wahrnehmen. Zu den wichtigen Terminen zählt auch die aktive 
Teilnahme der Nutzerinnen und Nutzer an Wahlen. 

☐ ☐  

 ja nein  

Die Einrichtungsleitung kann darlegen, dass die Wahrnehmung 
wichtiger Termine organisatorisch ermöglicht wird (z.B. durch einen 
eigenen Bus, Kooperationen im Stadtteil, ehrenamtliche Beteiligung). 

☐ ☐  

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 12 Nummer 3 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 
 

     

19 Kriterium ja nein t.n.z. 

Es gibt Aktivitäten zur Kontaktaufnahme beziehungsweise 
Kontaktpflege mit dem örtlichen Gemeinwesen. 

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z. 

Die Einrichtungsleitung kann darlegen, dass es Aktivitäten zur 
Kontaktaufnahme/Kontaktpflege mit dem örtlichen Gemeinwesen gibt. 

☐ ☐ ☐ 
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Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage: 
§ 11 Nummer 4 HmbWBG 
§ 12 Nummer 2 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen: 
Die Frage ist mit „ja“ zu beantworten, wenn die Pflegeeinrichtung regelmäßige und geplante 
Kontakte zu Vereinen, Kirchengemeinden und Organisationen im Ort pflegt, die dem Ziel dienen, für 
die Nutzerinnen und Nutzer mehr soziale Kontakte herzustellen und ihnen eine Teilhabe am Leben in 
der Gemeinschaft innerhalb und außerhalb der stationären Pflegeeinrichtung zu ermöglichen.  
 
Sind Kontakte zu Vereinen, Kirchengemeinden und Organisationen im Ort aufgrund von Maßnahmen 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 nur eingeschränkt möglich, ist t.n.z. zu 
notieren. 
 

     

20 Kriterium ja nein  

Die Einrichtung erhebt mindestens alle zwei Jahre mit einem 
Instrument, das auch die Fragen der Anlage 1 der Wohn- und 
Betreuungsdurchführungsverordnung umfasst, die Zufriedenheit der 
Beschäftigten mit den Arbeitsbedingungen und den Möglichkeiten zur 
Verbesserung von Arbeitsbedingungen und Arbeitsprozessen. 

☐ ☐  

 ja nein  

a) Die Einrichtungsleitung kann darlegen, dass die Einrichtung 
mindestens alle zwei Jahre mit einem geeigneten Instrument die 
Zufriedenheit der Beschäftigten mit den Arbeitsbedingungen und den 
Möglichkeiten zur Verbesserung von Arbeitsbedingungen und 
Arbeitsprozessen erhebt. 

☐ ☐  

b) Das Instrument beinhaltet die von der Fachbehörde vorgegebenen 
Fragen. 

☐ ☐  

c) Die Einrichtungsleitung kann darlegen kann, wann die 

Ergebnisse den Beschäftigten bekannt gemacht wurden. 

☐ ☐  

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 14 Absatz 2 HmbWBG  
§ 4 Absatz 2 WBDurchfVO 
 
Weitere Erläuterungen:  
Die verpflichtenden Fragen sind Anlage 1 zur WBDurchfVO zu entnehmen. 
 

     

21 Kriterium ja nein  

Die Einrichtung informiert zu internen und externen 
Beschwerdestellen. 

☒ ☐  

 ja nein t.n.z. 

Kurzinformationen zu internen und externen Beschwerdestellen liegen 
den Nutzerinnen und Nutzern möglichst in leichter Sprache (z.B. als 
Aushang oder als Informationsblatt) vor.  

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage: 
§ 11 Absatz 4a HmbWBG 
§ 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 HmbWBG 
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Weitere Erläuterungen: 
Keine 
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Nutzerbezogene Kriterien [N1-N9] 

  
Nutzerin/Nutzer 1 
 
Name: 
 
Geburtsdatum: 
 
Einzugsdatum:  
 

auskunftsfähig (keine kognitiven Einschränkungen):  ja      nein 
  

eigenständiges Verlassen des Zimmers möglich:  ja      nein 

 

   

22 Kriterium ja nein t.n.z. 

Die Betreuungskräfte des Teams kennen die für die Betreuung zur 
Verfügung stehenden wesentlichen biografischen Daten, 
Lebensgewohnheiten, Interessen, Vorlieben und Bedürfnisse der 
einzelnen Nutzerinnen und Nutzer und berücksichtigen diese bei der 
Pflege und Betreuung. 

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z. 

a) Die auskunftsfähigen Nutzerinnen und Nutzer (keine kognitiven 
Einschränkungen) geben an, dass Gewohnheiten und Vorlieben (z.B. 
Weckrituale, bei den Mahlzeiten und Schlafgewohnheiten) 
berücksichtigt werden. 

☐ ☐ ☐ 

b) Bei Nutzerinnen und Nutzern mit kognitiven Einschränkungen ist aus 
der Pflegedokumentation erkennbar, dass die für die Pflege und 
Betreuung relevanten Biografieangaben berücksichtigt werden. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummer 3 Buchstabe g HmbWBG 
§ 13 Absatz 1 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Das Kriterium ist auch dann erfüllt, wenn aus der Dokumentation der Maßnahmen ein inhaltlicher 
Bezug zur Biografie erkennbar ist. Nicht erforderlich ist, dass bei der Dokumentation einzelner 
Maßnahmen jeweils ein schriftlicher Begründungszusammenhang zu pflegerelevanten 
Biografieangaben hergestellt wird. 
 
Der Begriff „Betreuung“ wird im Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz (HmbWBG) 
als Oberbegriff verstanden, der die Pflege einschließt. Der Begriff Betreuungskräfte umfasst im Sinne 
des HmbWBG dementsprechend alle Fach- und Assistenzkräfte sowie angelernte Kräfte. 
 

     

23 Kriterium ja nein t.n.z 

Die Nutzerinnen und Nutzer können nach eigenen Angaben wichtige 
Termine wie Familienfeiern, Besuche bei Ärztinnen und Ärzten, 
Therapeutinnen und Therapeuten sowie Behördenbesuche 
wahrnehmen. Zu den wichtigen Terminen zählt auch die aktive 
Teilnahme der Nutzerinnen und Nutzer an Wahlen.  

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z 

Die befragten, kognitiv nicht eingeschränkten Nutzerinnen und Nutzer 
geben im Gespräch an, dass die Wahrnehmung wichtiger Termine 
durch die Einrichtung ermöglicht wird.  

☐ ☐ ☐ 

Freitext:    
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Gesetzesgrundlage:  
§ 12 Nummer 3 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Nicht zu bewerten sind Aussagen, die sich auf die Maßgabe eines kostenfreien Services beziehen, 
dieser wird von der Gesetzgebung nicht verlangt. 
 

     

24 Kriterium ja nein t.n.z. 

Nutzerinnen und Nutzern, die ihr Zimmer nicht mehr eigenständig 
verlassen können, wird die Teilnahme am Einrichtungsleben 
ermöglicht. 

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z. 

a) Die befragten, kognitiv nicht eingeschränkten Nutzerinnen und 
Nutzer geben im Gespräch an, dass die Teilnahme am 
Einrichtungsleben (z.B. an gemeinsamen Aktivitäten, 
Freizeitangeboten) ermöglicht wird.  

☐ ☐ ☐ 

b) Für kognitiv eingeschränkte Nutzerinnen und Nutzer ist anhand der 
Pflegedokumentation erkennbar, dass ihnen die Teilnahme am 
Einrichtungsleben ermöglicht wird. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

   

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummer 4 HmbWBG  
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 
 

     

25 Kriterium ja nein t.n.z. 

Die Nutzerinnen und Nutzer, die lebenspraktische Dinge noch ganz 
oder teilweise selbstständig ausführen können, werden motiviert, 
Nahrungsaufnahme, die Zubereitung von eigenen Mahlzeiten wie 
Brote streichen, An- und Auskleiden, Körperpflege, Fortbewegung 
möglichst ohne fremde Hilfe auszuführen. 

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z. 

a) Die befragten, kognitiv nicht eingeschränkten Nutzerinnen und 
Nutzer geben im Gespräch an, dass sie die lebenspraktischen Dinge, die 
sie noch ganz oder teilweise selbstständig ausführen können und 
wollen, im Alltag einbringen können. 

☐ ☐ ☐ 

b) Bei Nutzerinnen und Nutzern mit kognitiven Einschränkungen geht 
aus Aufzeichnungen (Pflegedokumentation) hervor, dass die 
Nutzerinnen und Nutzer lebenspraktische Dinge, die sie noch ganz oder 
teilweise selbstständig ausführen können, im Alltag einbringen können. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

   

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummer 3 Buchstabe d HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 
 

     

26 Kriterium ja nein t.n.z. 

Die Einrichtung ermöglicht es, dass Nutzerinnen und Nutzer sich 
jederzeit außerhalb des Hauses aufhalten können. 

☐ ☐ ☐ 
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 ja nein t.n.z. 

a) Die befragten, kognitiv nicht eingeschränkten Nutzerinnen 
und Nutzer geben an, dass sie zu jeder Tageszeit ohne Hilfe 
von dritten Personen das Haus nach draußen verlassen 
können. 

☐ ☐ ☐ 

b) Es liegen keine Anhaltspunkte vor, die auf einen Einschluss, 
beispielsweise in der Nacht, schließen lassen. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

   

Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummern 4 und 4a HmbWBG  
 
Weitere Erläuterungen:  
Nicht zu bewerten sind Gespräche mit Nutzerinnen oder Nutzern, für die ein entsprechender 
richterlicher Beschluss vorliegt. Die Einrichtung sollte dann darlegen, wie auch diesen Personen ein 
Aufenthalt im Freien ermöglicht wird. 
 
In vielen Einrichtungen werden nachts auch die Haupttüren aus „Sicherheitsgründen“ verschlossen. 
Einrichtungen müssen gewährleisten, dass Personen (ohne Beschlüsse) jederzeit die Einrichtung 
verlassen können, ohne jemanden fragen zu müssen. Es muss zudem sichergestellt sein, dass 
berechtigte Personen sich selbst (z.B. mit einem Schlüssel oder Zugangscode) wieder Zutritt zur 
Einrichtung verschaffen können. 

 
     
27 Kriterium ja nein t.n.z. 

Zu freiheitsentziehenden Maßnahmen liegen entsprechende 
Einwilligungen oder richterliche Genehmigungen vor. 

☐ ☐ ☐ 

 ja nein t.n.z 

Sofern freiheitsentziehende Maßnahmen Anwendung finden, liegen 
hierzu entsprechende Einwilligungen oder richterliche Genehmigungen 
vor. 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 

 
Gesetzesgrundlage:  
§ 11 Nummern 4 und 4a HmbWBG 
§ 17 Absatz 1 Nummer 7 HmbWBG 
 
Weitere Erläuterungen:  
Keine 

 
     

28 Kriterium ja nein  

Maßnahmen der Behandlungspflege werden ausschließlich durch 
hierfür qualifiziertes Personal erbracht. 

☐ ☐  

 ja nein t.n.z. 

a) Die Steuerung und Überwachung von Pflegeprozessen (inklusive 
Erhebung des Pflegebedarfs sowie Zielfestlegung und Planung der 
pflegerischen Maßnahmen) sowie folgende Maßnahmen der 
Behandlungspflege werden ausschließlich durch ausgebildete 
Pflegefachkräfte erbracht: 

• Versorgung von Dekubitalulcerationen und sonstigen chronischer 
Wunden 

• Wechsel und Überwachung einer Magensonde 

• Versorgung bei PEG  

• Katheterisierung der Harnblase  

• Einlauf/digitale Enddarmausräumung 

☐ ☐ ☐ 
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• Versorgung Tracheostoma 

• Geben und Richten von i.m. Injektionen  

• Wechseln und erneutes Anhängen von i.v. Infusionen 

• Versorgung intravenöser Zugänge 

• Absaugen 

• Sauerstoffgabe 

• Anlegen und Wechseln von Verbänden (inkl. 
Kompressionsverbände) 

• Richten von ärztlich verordneten Medikamenten 
 

b) Insbesondere folgende Maßnahmen der Behandlungspflege werden 
durch landesrechtlich anerkannte Pflege-Assistentinnen und  
-Assistenten oder durch Pflegefachkräfte erbracht: 

• Gabe von Medikamenten nach Verordnung 

• Blutdruckmessung 

• Blutzuckermessung 

• Flüssigkeitsbilanzierung 

• Richten von Injektionen zur Selbstapplikation 

• Geben und Richten von s.c. Injektionen (z.B. Insulin) 

• Inhalation 

• Auflegen von Wärme- und Kälteträgern 

• Kompressionsstrümpfe/-hose an- und ausziehen 
 

☐ ☐ ☐ 

Freitext: 
 

Gesetzesgrundlage:  
§ 5 Absätze 1 und 2 WBPersVO 
 
Weitere Erläuterungen: 
In Anwesenheit und unter Anleitung einer entsprechend ausgebildeten Fachkraft dürfen auch 
Auszubildende die genannten Tätigkeiten durchführen. 
 
Zu a) 
Die Aufzählung der behandlungspflegerischen Maßnahmen, die eine dreijährige Ausbildung zur 
Pflegefachkraft voraussetzen, ist nicht abschließend. 
 
Zu b) 
Die Aufzählung der behandlungspflegerischen Maßnahmen, die eine mindestens einjährige 
Ausbildung zur landesrechtlich anerkannten Pflege-Assistentinnen bzw. zum landesrechtlich 
anerkannten Pflege-Assistenten voraussetzen, ist nicht abschließend. 

 

     

 Sonstiges  

Freitext: 
 
 
 
 



2. Prüfbericht 

 Prüfanleitung zum Erhebungsbogen zur Prüfung nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 HmbWBG  
[28] 

Die mit der Prüfung beauftragte Stelle erstellt über die Prüfung und deren Ergebnis binnen eines 

Monats einen schriftlichen Prüfbericht. Dieser Prüfbericht enthält: 

1. die allgemeinen Informationen zur Prüfung und zum jeweiligen Wohn- und 
Betreuungsangebot, 

2. eine zusammenfassende Darstellung der Prüfergebnisse sortiert nach Prüfbereichen  
(Prüfbereiche sind gemäß § 6 Absatz 2 WBDurchfVO: 1. Personal- und Qualitätsmanagement, 
2. Pflegerische sowie sonstige gesundheitliche Versorgung, 3. Selbstbestimmung und 
Teilhabe, 4. Hauswirtschaftliche Versorgung und Hygiene),  

3. die einzelnen Prüfergebnisse inklusive der Erläuterung nicht erfüllter Kriterien und 
4. gegebenenfalls eine Zusammenfassung der vereinbarten oder geplanten Maßnahmen zum 

Beispiel aufgrund von Beratungsergebnissen während der Prüfung mit Terminangaben. 
 

Erfolgt die Durchführung der Prüfung durch den Medizinischen Dienst Nord, so erfolgt im Nachgang 

zur Prüfung die ordnungsrechtliche Bewertung der Prüfergebnisse durch die zuständige Behörde. 

Falls erforderlich werden durch die zuständige Behörde ordnungsrechtliche Maßnahmen (z. B. 

Erstellung von Mängelbeseitigungsvereinbarungen) ergriffen.  


